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Die im Aktionsbündnis Landmine.de
zusammengeschlossenen deutschen Nicht-
regierungsorganisationen fordern ein 
sofortiges Verbot von Streubomben und 
Streumunition sowie mehr Opferhilfe. 
Das ist das Fazit einer Projektreise in den 
Kosovo, begleitet von der Schauspielerin 
Ulrike Folkerts, die das Aktionsbündnis und 
seine Verbotsforderung seit vielen Jahren 
unterstützt. Auch fünf Jahre nach Ende 
des Krieges sind regelmäßig neue Opfer zu 
beklagen, täglich werden neue Minen und 
Streubombenblindgänger gefunden, was 
eine anhaltende und heimtückische Gefähr-
dung für die Zivilbevölkerung
bedeutet. Eine Einschätzung, die auch der 
aktuelle Abrüstungsbericht der Bundesre-
gierung teilt.

Nicht nur im Kosovo, sondern in über 25 
Ländern verursachen Streubombenblind-
gänger enorme humanitäre Probleme und 
behindern Wiederaufbaubemühungen 
beträchtlich. Deshalb haben sich mittler-
weile weltweit über 100 Nichtregierungsor-
ganisationen der seit 1995 vom
Aktionsbündnis erhobenen  Forderung nach 
einem Verbot von Streubomben bzw. Streu-
munition angeschlossen. Auch das Europä-
ische Parlament hat gefordert Moratorien in 
Bezug auf Streubomben zu installieren. Das 
Aktionsbündnis Landmine.de fordert auch 
die Bundesregierung auf, zunächst mittels 
eines unilateralen Moratoriums diejenigen
Streumunitionen aus den Beständen der 
Bundeswehr zu entfernen, die als besonders 
gefährlich eingestuft werden (ohne Selbst-
zerstörungsmechanismen), bis im Rahmen 
der Genfer Abrüstungsverhandlungen ein 
rechtsverbindliches und umfassendes Verbot 

installiert wurde. Deutschland gehört zu den 
70 Staaten, die weltweit Streubomben und 
Streumunition lagern. „Es ergibt keinen Sinn, 
wenn Deutschland im Rahmen der Genfer
Abrüstungsverhandlungen fordert, dass 
eingesetzte Munitionen keine hohen  Blind-
gängerquoten (99% Sicherheit) erzeugen 
dürfen, andererseits die Bundeswehr aber
über 25 Millionen Streumunitionen für den 
Einsatz im Rahmen intensiver Kampfhand-
lungen bereithält, deren Blindgängerquo-
ten zwischen 30 und 40 Prozent liegen 
können“, sagt Thomas Küchenmeister, 
Direktor von Aktionsbündnis Landmine.de.

„Weil sie nicht explizit verboten sind, 
werden Streubomben weiter massiv ein-
gesetzt. Dabei wirken nicht explodierte 
Streumunitionen genauso wie Landminen“, 
so Francois De Keersmaeker, Geschäftsfüh-
rer von Handicap International. „Gerade in 
Kosovo werden wegen der extrem hohen 
Blindgängerquote unsere Räumungsteams 
täglich mit diesem Übel konfrontiert.“

Das Moratorium soll neben dem Einsatz 
auch die Produktion und den Export von 
Streubomben und Streumunition verbieten. 
Deutsche Unternehmen wie Rheinmetall, 
Diehl und EADS bzw. deren Tochterunter-
nehmen gehörten bzw. gehören genau wie 
Firmen aus weltweit 30 weiteren Staaten 
zu den Produzenten, wie auch das ZDF 
Magazin Frontal 21 in seiner Sendung am 
20.7. berichten wird. Schließlich fordert das 
Aktionsbündnis Landmine.de das deutsche 
Parlament auf, der geplanten Beschaffung 
von 400 neuen Streumunitionsraketen vom 
Typ GMLRS zum Preis von 86,2 Mio. Euro 
nicht zuzustimmen und mit den freiwerden-
den Mitteln die Opfern von Streumunitionen 
und Landminen zu unterstützen.

Weitere Informationen unter
www.landmine.de

Keine Entwarnung für den Kosovo
NGO´s fordern von der Bundesregierung 
sofortiges Verbot von Streubomben und mehr Opferhilfe Francois de Keersmaeker

Kosovo: Versagen von 
KFOR und UNMIK beim 
Minderheitenschutz

Im Kosovo haben KFOR und UNMIK 
beim Minderheitenschutz versagt. Die 
Gewalt vom März 2004 hat die Unfähig-
keit der internationalen lokalen Sicher-
heitskräfte deutlich gezeigt. Mit dieser 
Einschätzung wendet amnesty inter-
national sich in einer Pressemitteilung 
vom 8. Juli 2004 scharf gegen Pläne 
der Innenminister, Angehörige ethni-
scher Minderheiten über kurz oder lang 
wieder abzuschieben (www.proasyl.de/
texte/mappe/2004/92/10.pdf).

Der diesen Vorwürfen zugrunde lie-
gende ai-Bericht „The March violence: 
UNMIK and KFOR fail to protect 
the rights of minority communitites“ 
dokumentiert auch Vorfälle, in denen 
KFOR-Einheiten unter deutschem und 
französischem Kommando Angriffe 
auf Privateigentum zuließen. amnesty 
international fordert unabhängige Unter-
suchungen der Nato und der KFOR-Ent-
senderstaaten zur Rolle insbesondere 
der französischen und deutschen Kon-
tingente (www.proasyl.de/texte/mappe/
2004/92/11.pdf).

Vergleichbare Vorwürfe zu den 
Gewaltausbrüchen vom März 2004 
erhebt Human Rights Watch in einem 
Bericht unter dem Titel “Failure to 
Protect: Anti-Minority Violence in 
Kosovo, March 2004” vom 27 Juli 2004 
(www.proasyl.de/texte/mappe/2004/92/
12.pdf).

Anlässlich der Innenministerkonferenz 
am 7. Juli 2004 hat die Gesellschaft für 
bedrohte Völker Mitte Juni appelliert, 
die völlig ausweglose Situation von 
Roma, Ashkali und Kosovoägyptern 
ebenso zur Kenntnis zu nehmen wie die 
Entschlossenheit eines großen Teils der 
albanischen Bevölkerung, die verblie-
bene Minderheitenbevölkerung aus dem 
Land zu jagen. Beklagt wird auch hier 
das Versagen des deutschen KFOR-Kon-
tingentes (www.proasyl.de/texte/mappe/
2004/92/13.pdf).
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